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Verfahrensvermerke

1. Die Darstellung der Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke stimmt mit dem Liegenschaftskataster
überein (Stand: ........................) Für die Lagegenauigkeit der Grenzdarstellung im Plan wird nicht garantiert.

Halle (Saale), den .................... Siegel ...................................................
Landratsamt Burgenlandkreis

2. Der Gemeinderat der Gemeinde Elsteraue hat in seiner Sitzung am ........................ den Bebauungsplan,
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) als Satzung
beschlossen.

Elsteraue, den .................... Siegel ....................................................

Buchheim, Bürgermeister

3. Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Bebauungsplans mit dem hierzu ergangenen Beschluss des
Gemeinderats vom ........................ übereinstimmt.

Elsteraue, den ................. Siegel ....................................................

Buchheim, Bürgermeister

4. Die Satzung des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei der der Plan während der Dienststunden von
jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurden
am ........................ ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen
(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist am ........................ in Kraft getreten.

Elsteraue, den ................. Siegel ....................................................

Buchheim, Bürgermeister00 10 205 30 50 m

Planteil A

Planzeichenerklärung

I.  zeichnerische Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 BauGB, §§ 16-21a BauNVO)

II maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse

          0,3 maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ)

3. Bauweise, überbaubare Grundfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

Baugrenze

o offene Bauweise

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

Öffentliche Stellplätze

Fußgängerbereich

5. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

private Grünfläche, Zweckbestimmung: gestaltete Abstandsfläche

6. Flächen mit Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Lärmpegelbereich nach DIN 4109 (Ausgabe Januar 2018)

Abgrenzung Lärmpegelbereich nach DIN 4109 (Ausgabe Januar 2018)

7. sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz
gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes Immissionsschutzgesetzes
(§ 5 Abs. 2 Nr. 6 und Abs. 4 BauGB)

Erläuterung der Nutzungsschablone

II.  Planunterlagen gemäß § 1 Abs. 2 PlanZV und sonstige Planzeichen ohne Normcharakter

bauliche Anlagen (Bestand)

Flurgrenze

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

mögliche zukünftige Grundstücksgrenze

Bemaßung in Meter

Bezeichnung der Maßnahmen

Landschaftsarchitekten BDLA/IFLA
Hallorenring 4, 06108 Halle (Saale)
fon (03 45) 57 02 98-0     mail info@bk-landschaftsarchitekten.de

Gemeinde Elsteraue
Hauptstraße 30, 06729 Elsteraue OT Alttröglitz
fon (0 34 41) 226-0 mail info@gemeinde-elsteraue.de
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Zahl der Vollgeschosse
Grundflächenzahl (GRZ)

Art der baulichen Nutzung

Bauweise

7.5

II

5.2. M2 Pflanzung von Bäumen

Auf der Grünfläche in der Nähe der Stellplätze sind 2 Bäume zu pflanzen. Auf jedem weiteren
Grunstück ist jeweils 1 Baum zu pflanzen. Es sind ausschließlich heimische Gehölzarten zu
verwenden.

II. Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

1. Denkmalschutz

1.1. Sollten bei Baumaßnahmen Funde zu Tage treten, von denen anzunehmen ist, dass es sich um
Kulturdenkmale handelt, sind diese entsprechend § 9 Abs. 3 DSchG ST durch den Finder,
Verfügungsberechtigten oder den Leiter der Arbeiten unverzüglich gegenüber der zuständigen
Denkmalschutzbehörde anzuzeigen.

2. Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen

2.1. VAFB1 - Bauzeitenregelung und artenschutzfachliche Begutachtung

Die Baufeldfreimachung (entweder einzelner Baufelder oder des gesamten Baufeldes) hat außerhalb
der gesetzlich festgelegten Hauptbrutzeit zwischen dem 01. Oktober und 28. Februar zu erfolgen
oder mindestens zu beginnen.
Sollte aus vergaberechtlichen oder sonstigen Gründen eine vollständige Baufeldfreimachung oder ein
Baubeginn außerhalb der Reproduktionszeit (01. Oktober bis 28. Februar) nicht möglich sein, so sind
sämtliche beginnende Baumaßnahmen erst nach vorheriger Freigabe durch eine artenschutzfachliche
Begutachtung auszuführen. Dazu erfolgt im Vorfeld eine Begehung und Untersuchung der Fläche auf
das Vorhandensein von besonders und streng geschützten Tierarten (bspw. Brutvögel), um das
Auslösen des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu verhindern.
Wird ein Nachweis von brütenden Vogelarten oder besonders bzw. streng geschützten Arten auf den
zur Bebauung vorgesehenen Flächen erbracht, ist mit dem Baubeginn bis zum Ende der jeweiligen
Reproduktionsphase zu warten.
Die Arbeiten sind zur Vermeidung baubedingter Störungen durch Lärm- bzw. Lichtimmissionen von
sich in der Umgebung befindenden schutzbedürftigen Wohnungen und geschützten, dämmerungs-
und nachtaktiven Tierarten (z. B. Fledermausarten u. a.) auf die Tageszeit von Sonnenaufgang bis
Sonnenuntergang bzw. auf das Vorhandensein von Tageslicht zu begrenzen.

2.2. VAFB2 - Brutvogelschutz

Zur Vermeidung von Individuenverlusten haben betriebsbedingte Gebäudesanierungen
(Verschließung von Nischen, Dacherneuerung) sowie Gehölzrodungs- und Schnittmaßnahmen
außerhalb der gesetzlich festgelegten Hauptbrutzeit, zwischen dem 01. Oktober und 28. Februar
(gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG), zu erfolgen. Ist dies aus vergaberechtlichen Gründen nicht
möglich, ist wie in VAFB1 beschrieben vorzugehen.

Vorhabenträger

780 mm x 594 mm

Lagebezug: Höhenbezug:
Landkreis: Gemeinde:
Gemarkung: Flurstück:

Projektnr.:
Phase:

Plan-Name:
Plan-Maße:

Maßstab Blatt
Bl.

Datum Name Unterschrift

Bearb.

Gezei.

Gepr.

gesetzliche Grundlagen

ETRS89.UTM-32N

20220124_BP_VE.pdf

Übersichtskarte (Maßstab 1:10.000)

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I
S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S.
4147) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November
2017(BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S.
1802) geändert worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember
1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021
(BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) i. d. F. der Bekanntmachung
vom 10. September 2013 (GVBl. S. 440), zuletzt  mehrfach geändert, § 71a eingefügt
durch Gesetz vom 18. November 2020 (GVBl. LSA S. 660).
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Planteil B (Textliche Festsetzungen)

Planungsrechtliche textliche Festsetzungen, örtliche Bauvorschriften sowie Hinweise und nachrichtliche
Übernahmen

I. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 4 BauNVO)

1.1. Gemäß § 4 BauNVO ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Betriebe des
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltungen
können gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zugelassen werden. Unzulässig sind
Gartenbaubetriebe und Tankstellen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 17 und 19 BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl (GRZ) (§§ 16, 17 und 19 BauNVO)
Die Grundflächenzahl (GRZ) für das allgemeine Wohngebiet ist mit 0,3 festgesetzt. Die für die
Ermittlung der Grundfläche maßgebende Fläche ist die Fläche des Grundstücks gemäß Grundbuch,
die sich innerhalb des allgemeinen Wohngebiets befindet.

3. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

3.1. Innerhalb der festgesetzten öffentlichen Stellplatzfläche sind 4 Stellplätze zu errichten.

3.2. Je Wohneinheit sind mindestens 2 Stellplätze für das Abstellen von Fahrzeugen auf dem zugehörigen
Grundstück zu errichten.

4. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

4.1. Innerhalb der Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ist auf einer
Breite von Mindestens 5 Metern ein Erdwall mit einer Höhe von 3 Metern über Gelände zu errichten.

4.2. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind im allgemeinen Wohngebiet durch zeichnerische
Festsetzungen die Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau (Ausgabe
2018-01) - zugeordnet. In den durch die Abgrenzung der Lärmpegelbereiche gebildeten Teilflächen
gelten für alle Gebäudeseiten die Lärmpegelbereiche entsprechend der jeweiligen römischen Ziffer. Die
in der DIN 4109 für diese Lärmpegelbereiche festgelegten Anforderungen an die Luftschalldämmung
von Außenbauteilen sind bei der Errichtung, Erweiterung oder Änderung von Gebäuden mit
schutzwürdigen Aufenthaltsräumen einzuhalten. Im Rahmen einer Grundrissorientierung sind
schutzbedürftige Räume (Schlaf-, Gäste- und Kinderzimmer) sowie Außenwohnbereiche (zum Beispiel
Terrassen und Balkone) an der schienenabgewandten Seite anzuordnen.

4.3. In Räumen mit Schlaffunktion (Schlaf-, Gäste- und Kinderzimmer) ist durch den Einbau von
fensterunabhängigen Lüftungseinrichtungen für ausreichende Belüftung zu sorgen, sofern keine
Lüftungsmöglichkeit über von der Lärmquelle abgewandte Fenster besteht.

4.4. Von den Festsetzungen 4.2 und 4.3 kann gemäß § 31 Abs. 1 BauGB ausnahmsweise abgewichen
werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere
maßgebliche Außenlärmpegel an den Fassaden anliegen bzw. unter Beachtung der jeweils
maßgeblichen Außenlärmbelastung ein ausreichender Schallschutz gegen Außenlärm auf den
Freiflächen gewährleistet wird.

5. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

5.1. M1 Pflanzung einer Strauchecke

Innerhalb der Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen entlang der
Bundestraße B2 soll eine 2 bis 3-reihige Strauchhecke angelegt werden. Es sind ausschließlich
gebietseigene Gehölze aus dem Vorkommensgebiet „VKG 2 - Mittel- und Ostdeutsches Tief- und
Hügelland“ mit einem entsprechenden Nachweis zu verwenden. Die Sträucher sind in Grüppchen von
jeweils 3-5 Pflanzen derselben Art zu pflanzen. Die Sträucher haben eine Qualität von 2xv oB (zweimal
verpflanzt, ohne Ballen) 60-100 cm aufzuweisen und sind in einem Pflanzabstand von 1,50 m x 1,50 m
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
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